Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2337 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 und 3 entfallen. 

2. § 3 entfällt. 

3. § 5 erhält folgende Fassung; 

„§ 5 

(1) § 1 gilt nicht für Verträge und Beschlüsse, 
die lediglich zum Gegenstand haben 

1. die einheitliche Anwendung von Nor- 
men oder Typen 

oder 

2. die Rationalisierung wirtschaftlicher 
Vorgänge durch Spezialisierung, wenn 
am Vertrag oder Beschluß Unterneh- 
men beteiligt sind, die insgesamt an 
den der Spezialisierung unterworfenen 
Waren oder gewerblichen Leistungen 
keinen größeren Marktanteil als 
20 vom Hundert besitzen. 

(2) Die Kartellbehörde erteilt auf Antrag die 
Erlaubnis zu einem Vertrag oder Beschluß der 
in § 1 bezeichneten Art, wenn 4ie Regelung der 
Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge dient 
und geeignet ist, die Leistungsfähigkeit oder 
Wirtschaftlichkeit der beteiligten Unternehmen 


in technischer, betriebswirtschaftlicher oder 
organisatorischer Beziehung wesentlich zu he- 
ben und wenn durch die Regelung 

1. die Befriedigung des Bedarfs erheblich 
und nachhaltig verbessert wird und 
dieser Erfolg ohne die mit der Rege- 
lung verbundene Wettbewerbsbe- 
schränkung nicht zu erreichen ist 

oder 

2. wettbewerbsfördernde Bedingungen 
gegenüber Großunternehmen geschaf- 
fen werden und der Marktanteil eines 
dieser Großunternehmen bezüglich 
der dem Vertrag oder Beschluß unter- 
liegenden Waren oder gewerblichen 
Leistungen erheblich größer ist als der 
Marktanteil der am Vertrag oder Be- 
schluß beteiligten Unternehmen. 

(3) Soll der Vertrag oder Beschluß die Ratio- 
nalisierung in Verbindung mit Preisabreden 
oder durch Bildung von gemeinsamen Beschaf- 
fungs- oder Vertriebseinrichtungen verwirk- 
lichen, SO darf die Erlaubnis beim Vorliegen der 
Voraussetzungen des Absatzes 2 nur erteilt wer- 
den, wenn 

1 . im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 der Ratio- 
nalisierungserfolg auf andere Weise 
nicht erreicht werden kann und das In- 
teresse der Allgemeinheit an ihm ge- 
genüber der damit verbundenen Wett- 
bewerbsbeschränkung wesentlich über- 
wiegt, insbesondere wenn er zu einem 
erheblichen Preisvorteil für die Ab- 
nehmer führt, 

oder 
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2. im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 die j 
Preisabreden oder die gemeinsamen i 
Besdiaffungs- oder Vertriebseinrich- 
tungen zur Erreichung des Rationali- 
sierungserfolges oder der wettbe- 
werbsfördernden Bedingungen er- 
forderlich sind. 

(4) Verträge und Beschlüsse, die in den in 
Satz 2 bezeichneten Wirtschaftsbereichen ein- 
heitliche Methoden der Leistungsbeschreibung 
oder Preisaufgliederung festlegen, fallen nicht 
unter § 1, wenn sie keine Festlegung von Prei- 
sen oder Preisbestandteilen enthalten. Dies gilt 
für Wirtschaftsbereiche, in denen bei Ausschrei- 
bungen Waren oder gewerbliche Leistungen nur 
auf Grund von Beschreibungen angeboten wer- 
den können, die eine Prüfung der Beschaffenheit 
bei Vertragsabschluß nicht ermöglichen." 

4. § 9 Abs. 2 wird durch folgende Absätze 2 und 2 a 
ersetzt: 

„(2) Verträge und Beschlüsse der in den §§ 2, 

5 Abs. 1 und 4 und § 6 Abs. 1 bezeichneten Art 
sowie ihre Änderungen und Ergänzungen be- 
dürfen zu ihrer Wirksamkeit der Anmeldung 
bei der Kartellbehörde; sie sind mit Ausnahme 
der in § 6 Abs. 1 genannten Verträge und Be- 
Beschlüsse in das Kartellregister einzutragen. In 
dem Falle des § 5 Abs. 1 Nr. 1 gilt die Anmel- 
dung nur als bewirkt, wenn ihr die Stellung- 
nahme eines Rationalisierungsverbandes beige- 
fügt ist. Rationalisierungsverbände sind Ver- 
bände, zu deren satzungsmäßiger Aufgabe es 
gehört, Normungs- und Typungsvorhaben ob- 
jektiv zu prüfen und die Lieferanten und Ab- 
nehmer, die durch die Vorhaben betroffen wer- 
den, in angemessener Weise zu beteiligen. Der 
Bundesminister für Wirtschaft bezeichnet in 
einer Rechts Verordnung diejenigen Verbände, 
die Rationalisierungsverbände im Sinne des 
Satzes 2 sind. 

(2 a) Verträge und Beschlüsse der in §§ 2, 5 
Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Art sowie ihre Ände- 
rungen und Ergänzungen werden nur wirksam, 
wenn die Kartellbehörde innerhalb einer Frist 
von drei Monaten seit Eingang der Anmeldung 
nicht widerspricht. Der Widerspruch kann nur 
darauf gestützt werden, daß 

1. die Voraussetzungen des § 2 oder des 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 nicht gegeben oder 
die Voraussetzungen des § 12 Abs. 1 
gegeben sind 

oder 

2. im Falle des § 5 Abs. 1 Nr. 2 die Lie- 
feranten und Abnehmer, die von der 
Spezialisierung betroffen werden, 
nicht in angemessener Weise gehört 
oder ihre Stellungnahme nicht der 
Anmeldung beigefügt worden ist." 

5. In § 10 Abs. 1 Nr. 2 entfällt hinter § 2 das 
Komma und die Zahl „3". 

6. In § 12 Abs. 1 entfällt in dem Zitat die Zahl „3" 
und das dahinter stehende Komma. 


7. § 1() erhält folgende Fassung: 

„§ 16 

§ 15 gilt nicht, soweit ein Verlagsunternehmen 
die Abnehmer seiner Verlagserzeugnisse recht- 
lich oder wirtschaftlich bindet, bei der Weiter- 
veräußerung bestimmte Preise oder Höchst- 
preise zu vereinbaren oder ihren Abnehmern 
die gleiche Bindung zur Weiterveräußerung bis 
an den letzten Käufer aufzuerlegen." 

8. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

(1) Die Kartellbehörde kann eine Preisbin- 
dung nach § 16 mit sofortiger Wirkung oder 
zu einem von ihr bestimmten künftigen Zeit- 
punkt für unwirksam erklären und die Anwen- 
dung einer neuen oder neuen gleichartigen 
Preisbindung für bestimmte Verlagserzeugnisse 
oder für alle Verlagserzeugnisse eines oder 
mehrerer bestimmter Verlagsunternehmen ver- 
bieten, wenn sie feststellt, daß die Preisbindung 
oder ihre Verbindung mit anderen Wettbe- 
werbsbeschränkungen 

1. in einer durch die Verhältnisse auf 
den Märkten der Verlagserzeugnisse 
nicht gerechtfertigten Weise geeignet 
ist, die gebundenen Verlagserzeug- 
nisse zu verteuern oder ein Sinken 
ihrer Preise zu verhindern oder ihre 
Erzeugung, ihren Absatz oder ihr An- 
gebot zu beschränken, 

oder 

2. in sonstiger Weise mißbräuchlich ge- 
handhabt wird. 

(2) Die Verlagsunternehmen sowie ihre Ab- 
nehmer sind verpflichtet, der Kartellbehörde 
auf Anforderung unverzüglich mitzuteilen 

1. den Ladenverkaufspreis bestimmter 
oder aller von einem Verlagsunter- 
nehmen hergestellter Verlagserzeug- 
nisse, 

2. vollständige Angaben über alle vom 
Verlagsunternehmer oder Händler 
den nachfolgenden Stufen berechne- 
ten Abgabepreise sowie über Han- 
delsspannen, 

3. vollständige Angaben darüber, welche 
Abnehmer oder Abnehmergruppen 
von der Belieferung ausgeschlossen 
sind, 

4. ein Muster des für die Preisbindung 
verwendeten Vertrages oder der die 
Preisbindung enthaltenden Vertrags- 
bedingungen. 

Unberührt bleiben weitgehendere Befugnisse 
der Kartellbehörde aufgrund anderer Vor- 
schriften, insbesondere aufgrund des § 46. Vor 
einer Verfügung nach Absatz 1 kann die Kar- 
tellbehörde das preisbindende Unternehmen 
auffordern, den beanstandeten Mißbrauch ab- 
zustellen." 
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9. § 18 erhält folgende Fassung: 

„§ 18 

Die Kartellbehörde kann Verträge zwischen 
Unternehmen über Waren oder gewerbliche 
Leistungen mit sofortiger Wirkung oder zu 
einem von ihr zu bestimmenden künftigen Zeit- 
punkt für unwirksam erklären und die Anwen- 
dung neuer, gleichartiger Bindungen verbieten, 
soweit sie einen Vertragsbeteiligten 

1. in der Freiheit der Verwendung der ge- 
lieferten Waren, anderer Waren oder ge- 
werblicher Leistungen beschränken 

oder 

2. darin beschränken, andere Waren oder 
gewerbliche Leistungen von Dritten zu be- 
ziehen oder an Dritte abzugeben, 

oder 

3. darin beschränken, die gelieferten Waren 
an Dritte abzugeben, 

oder 

4. verpflichten, sachlich oder handelsüblich 
nicht zugehörige Waren oder gewerbliche 
Leistungen abzunehmen 

und dadurch die wirtschaftliche Bewegungsfrei- 
heit dieses Vertragsbeteiligten oder Dritter un- 
billig ednschränken oder soweit durch das Aus- 
maß solcher Beschränkungen der Wettbewerb 
auf dem Markt für dies oder andere Waren 
oder gewerbliche Leistungen wesentlich beein- 
trächtigt wird." 

10. Im Ersten Teil des Gesetzes wird der Dritte 
Abschnitt wie folgt gefaßt: 

„Dritter Abschnitt 
Marktbeherrschende Unternehmen 

§ 22 

(1) Soweit ein Unternehmen für eine be- 
stimmte Art von Waren oder gewerblichen 
Leistungen keinem wesentlichen Wettbewerb 
ausgesetzt ist oder, soweit es in der Lage ist, 
die Gestaltung des Angebots, der Nachfrage 
oder der Preise auf diesem Markt wesentlich 
zu beeinflussen, ist es marktbeherrschend im 
Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Als marktbeherrschend gelten auch zwei 
oder mehr Unternehmen, soweit zwischen ihnen 
für eine bestimmte Art von Waren oder ge- 
werblichen Leistungen allgemein oder auf be- 
stimmten Märkten ein wesentlicher Wettbewerb 
nicht besteht und soweit sie in ihrer Gesamt- 
heit die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfül- 
len. Ein Konzern im Sinne des § 15 des Aktien- 
gesetzes gilt als ein Unternehmen. 

(3) Ein wesentlicher Wettbewerb im Sinne 
der Absätze 1 und 2 liegt nicht vor, wenn der 
Wettbewerb weder in Preis- noch in Qualitäts- 
unterschieden in Erscheinimg tritt. 


(4) Marktbeherrschende Unternehmen dür- 
fen nicht ihre Marktstellxmg mißbräuchlich aus- 
nutzen. Sie dürfen insbesondere nicht 

1. beim Fordern oder Anbieten von 
Preisen oder bei der Gestaltung von 
Geschäftsbedingungen ihre Marktstel- 
lung mißbräuchlich ausnutzen 

oder 

2. durch mißbräuchliche Ausnutzung 
ihrer Markstellung den Abschluß von 
Verträgen über Waren oder gewerb- 
liche Leistungen davon abhängig ma- 
chen, daß der Vertragspartner sach- 
lich oder handelsüblich nicht zuge- 
hörige Waren oder Leistungen ab- 
nimmt 

oder 

3. nur vorübergehend oder nur örtlich 
eine Preissenkung mit dem Ziele 
durchführen, noch vorhandene Wett- 
bewerber auszuschalten oder neue 
Wettbewerber an dem Eintritt auf 
den Markt zu hindern, 

oder 

4. Dritte in der Freiheit der Verwen- 
dung, insbesondere der Weitergabe 
von gelieferten Waren, anderen Wa- 
ren oder gewerblichen Leistungen be- 
schränken, 

oder 

5. Dritte darin beschränken, von ande- 
ren Unternehmen Waren oder ge- 
werbliche Leistimgen zu beziehen, 
oder 

6. Dritte mittelbar oder unmittelbar 
wieder unbillig behindern noch ohne 
sachlich gerechtfertigten Grund unter- 
schiedlich behandeln, 

oder 

7. in einer durch die gesamtwirtschaft- 
lichen Verhältnisse nicht gerechtfer- 
tigten Weise das Angebot von Waren 
oder gewerblichen Leistimgen ein- 
schränken oder die technische Ent- 
wicklung hindern, es sei cienn, daß 
hierfür ein berechtigter Grund gege- 
ben ist, der die Einschränkung nicht 
als eine mißbräuchliche Ausnutzung 
der Marktstellung erscheinen läßt. 

(5) Die Kartellbehörde kann unbeschadet 
der Festsetzung von Geldbußen in den Fällen 
des Absatzes 4 den marktbeherrschenden Unter- 
nehmen das mißbräuchliche Verhalten unter- 
sagen und Verträge für unwirksam erklären. 
Die Kartellbehörde kann ferner Verträge der 
marktbeherrschenden Unternehmen mit ihren 
Handelsvertretern, Handelsagenten und Kom- 
missionären, die den Tatbestand des Absatzes 4 
Satz 2 Nr. 4 bis 6 erfüllen, für unwirksam er- 
klären, wenn diese Verträge den Zugang Drit- 
ter auf den Markt, auf den sich diese Verträge 
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beziehen, aussdiließen oder unbillig erschweren 
oder die wirtschaftliche Bewegungsfreiheit der 
Handelsvertreter, Handelsagenten und Kom- 
missionäre unbillig einschränken; unberührt 
bleibt die Anwendung der übrigen Vorschriften 
des Absatzes 4 auf diese Verträge. Verstößt 
nur ein Teil des Vertrages gegen Absatz 4, so 
gilt § 19 entsprechend. 

(6) Ist das marktbeherrschende Unterneh- 
men im Sinne der Absätze 1 und 2 ein Konzern 
gemäß § 15 des Aktiengesetzes, sö steht der 
Kartellbehörde die Befugnis nach Absatz 5 ge- 
genüber jedem Konzemuntemehmen zu. 

§ 22 a 

(1) Die Kartellbehörde kann auch Großunter- 
nehmen, die nicht marktbeherrschend im Sinne 
dieses Gesetzes sind und die unter Einsatz ihrer 
sonstigen wirtschaftlichen oder finanziellen 
Macht einen Tatbestand des § 22 Abs. 4 mit dem 
Ziel verwirklichen, eine marktbeherrschende 
Stellung zu erlangen, das mißbräuchliche Ver- 
halten untersagen und Verträge für unwirksam 
erklären. Bei Anwendung des Satzes 1 ist an 
Stelle der in § 22 Abs. 4 bezeichneten Markt- 
stellung auf die wirtschaftliche oder finanzielle 
Macht des Großunternehmens abzustellen. 

(2) Großunternehmen im Sinne von Absatz 1 
sind Unternehmen 

1. mit in der Regel mindestens zwei- 
tausend Arbeitnehmern und mit einer 
Bilanzsumme von mindestens fünfzig 
Millionen Deutsche Mark 

oder 

2. mit in der Regel mindestens ein- 
tausend Arbeitnehmern und mit einem 
Jahresumsatz von mindestens ein- 
hundert Millionen Deutsche Mark 
oder 

3. mit einer Bilanzsumme von minde- 
stens fünfzig Millionen Deutsche Mark 
und mit einem Jahresumsatz von min- 
destens einhundert Millionen Deutsche 
Mark. 

(3) Ein Konzern im Sinne des § 15 des 
Aktiengesetzes gilt als ein Unternehmen. 

§ 23 

(1) Der beabsichtigte Zusammenschluß von 
Unternehmen ist vor der Vollziehung der Kar- 
teibehörde anzuzeigen, wenn mindestens zwei 
der folgenden Voraussetzungen gegeben sind: 

1. die Gesamtsumme der Arbeitnehmer 
der zusammenzuschließenden Unter- 
nehmen beträgt im Zeitpunkt der An- 
zeige oder während eines Zeitraumes 
von 12 Monaten vor der Anzeige min- 
destens zweitausend und ist um min- 


destens zweihundert größer als die 
Arbeitnehmerzahi des hiernach größ- 
ten, am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmens; 

2. die Gesamtsumme der letzten oder 
vorletzten Bilanzsummen der zusam- 
menzuschließenden Unternehmen be- 
trägt mindestens fünfzig Millionen 
Deutsche Mark und ist um mindestens 
fünf Millionen Deutsche Mark größer 
als die Bilanzsumme des hiernach 
größten, am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmens; 

3. die Gesamtsumme der Umsätze der 
zusammenzuschließenden Unterneh- 
men beträgt im letzten oder vorletz- 
ten Geschäftsjahr mindestens ein- 
hundert Millionen Deutsche Mark und 
ist um zehn Millionen Deutsche Mark 
größer als der Umsatz des hiernach 
größten, am Zusammenschluß beteilig- 
ten Unternehmens. 

(2) Als Zusammenschluß gelten 

1. Verschmelzung mit anderen Unter- 
nehmen; 

2. Erwerb des Vermögens anderer Unter- 
nehmen; 

3. Erwerb des Eigentums oder eines 
dinglichen Nutzungsrechtes an ande- 
ren Unternehmen oder Teilen von 
Unternehmen; 

4. Betriebsüberlassungsverträge und Be- 
triebsführungsverträge über Betriebs- 
stätten anderer Unternehmen; 

5. Betriebsvermietungen oder Betriebs- 
verpachtungen; 

6. Erwerb von Anteilsrechten jeder Art 
an anderen Unternehmen, sofern diese 
Anteilsrechte allein oder zusammen 
mit anderen bereits vorhandenen An- 
teilsrechten dem Unternehmen einen 
beherrschenden Einfluß auf das an- 
dere Unternehmen oder ausreichende 
Stimmrechte gewähren, um eine Sat- 
zungsänderung bei dem anderen Un- 
ternehmen zu verhindern; 

7. Abschluß von Gewinngemeinschafts- 
oder Gewinnabführungsverträgen mit 
anderen Unternehmen; 

8. jedes Reditsgeschäft, aufgrund dessen 
ein Unternehmen in seiner Geschäfts- 
führung ganz oder teilweise dem 
Willen eines oder mehrerer anderer 
Unternehmen unterworfen wird oder 
in sonstiger Weise seine wirtscheift- 
liche Selbständigkeit ganz oder teil- 
weise an ein anderes Unternehmen 
oder eine gemeinsame Untemehmens- 
leitimg verliert; 
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9. jedes Rechtsgeschäft, aufgrund dessen 
Mitglieder der Geschäftsführung eines 
Unternehmens Mitglieder der Ge- 
schäftsführung eines anderen Unter- 
nehmens werden müssen oder auf- 
grund dessen den Mitgliedern der 
Geschäftsführung eines Unternehmens 
ein Benennungsrecht hinsichtlich der 
Mitglieder der Geschäftsführung eines 
anderen Unternehmens zusteht; Mit- 
glieder der Geschäftsführung im Sinne 
dieser Vorschrift sind Mitglieder des 
Vorstandes, Geschäftsführer, Mitglie- 
der des Aufsichtsrates und leitende 
Angestellte im Sinne von § 4 Abs. 2 
Buchstabe c des Betriebsverfassungs- 
gesetzes. 

Ein Konzern im Sinne des § 15 des Aktien- 
gesetzes gilt als ein Unternehmen. Rechts- 
geschäfte zwischen Konzernunternehmen gelten 
dann als Zusammenschluß, wenn die wirtschaft- 
liche Abhängigkeit der Konzernunternehmen 
gegenüber der einheitlichen Leitung oder des 
abhängigen gegenüber dem herrschenden Unter- 
nehmen verstärkt wird. 

(3) Zur Vornahme der Anzeige nach Absatz 1 
sind die Inhaber, bei juristischen Personen die 
nach Gesetz und Satzung zur Vertretung berech- 
tigten Personen sämtlicher am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen verpflichtet. Als am 
Zusammenschluß beteiligt gelten insbesondere 
auch Unternehmen, die durch den Zusammen- 
schluß ihre rechtliche oder wirtschaftliche Selb- 
ständigkeit verlieren, sowie Unternehmen, die 
durch den Zusammenschluß neugebildet werden. 
Die Anzeige muß über jedes der beteiligten 
Unternehmen folgende Angaben enthalten: 

1. die Firma oder sonstige Bezeichnung, 
die Rechtsform des Unternehmens und 
den Ort der Niederlassung oder den 
Sitz; 

2. den Gegenstand des Unternehmens; 

3. die Zahl der Beschäftigten während 
der letzten zwölf Monate sowie die 
Bilanzsummen und Jahresumsätze im I 
letzten und vorletzten Geschäftsjahr; 

4. die Art und Weise des beabsichtigten 
Zusammenschlusses mit vollständigen 
Angaben über die Merkmale des Ab- 
satzes 2. 

Die Anzeige soll auch Angaben über die Markt- 
anteile der angebotenen Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen jeder am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen enthalten. Die Anzeige 
ist in das Kartellregister einzutragen; § 9 Abs. 4 
bis 7 gilt entsprechend. Die Anzeige ist im 
Bundesanzeiger bekanntzumachen. 

(4) Der Zusammenschluß von Unternehmen 
darf nur vollzogen werden, wenn die Kartell- 
behörde 

1. innerhalb einer Frist von sechs Mona- 
ten seit Eingang der Anzeige, aber j 


mindestens drei Monate nach Ver- 
öffentlichung der Eintragung im Kar- 
tellregister dem Zusammenschluß 
nicht widerspricht; die Frist beginnt 
nur zu laufen, wenn die Anzeige die 
vollständigen Angaben nach Absatz 3 
Satz 3 enthält; 
oder 

2. nach dem Widerspruch (Nummer 1) 
für den Zusammenschluß die Erlaub- 
nis erteilt hat. 

(5) Die Kartellbehörde hat dem Zusammen- 
schluß zu widersprechen, wenn nach der Vor- 
prüfung hinreichender Grund zu der Annahme 
besteht, daß der Zusammenschluß den beteilig- 
ten Unternehmen eine marktherrschende Stel- 
lung verleiht oder eine schon vorhandene ver- 
stärkt. Wird der Widerspruch erhoben, so 
schließt sich hieran das Erlaubnisverfahren von 
Amts wegen an. 

(6) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn 

1. sich im Erlaubnisverfahren ergibt, daß 
der Zusammenschluß den beteiligten 
Unternehmen eine marktbeherr- 
schende Stellung weder verleiht noch 
eine schon vorhandene verstärkt, 
oder 

2. der Zusammenschluß der Rationali- 
sierung wirtschaftlicher Vorgänge 
dient und geeignet ist, die Leistungs- 
fähigkeit oder Wirtschaftlichkeit der 
beteiligten Unternehmen in techni- 
scher, betriebswirtschaftlicher oder 
organisatorischer Beziehung wesent- 
lich zu heben und die Befriedigung 
des Bedarfs erheblich und nachhaltig 
zu verbessern, und diese Verbesse- 
rung auf andere Weise nicht zu er- 
reichen ist; die Erlaubnis darf nicht 
erteilt werden, wenn der Rationali- 
sierungserfolg auch durch einen Ver- 
trag oder Beschluß nach § 5 Abs. 2 
oder 3 erreicht werden kann. 

(7) Die Erlaubnis kann erteilt werden, wenn 

1. im Falle eines auf nachhaltige Ände- 
rung der Nachfrage beruhenden Ab- 
satzrückganges der Zusammenschluß 
von Unternehmen der Erzeugung, 
Herstellung, Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung dazu notwendig ist, um 
eine planmäßige Anpassung der Ka- 
pazität an den Bedarf herbeizuführen, 
und der Zusammenschluß unter Be- 
rücksichtigung der Gesamtwirtschaft 
und des Gemeinwohls erfolgt und die 
Anpassung nicht durch einen Vertrag 
oder Beschluß nach § 4 erreicht wer- 
den kann, 

oder 

2. wenn ausnahmsweise die mit dem Zu- 
sammenschluß verbundene Wettbe- 


5 



Drucksadle IV/2337 


Deutsdier Bundestag — 4. Wahlperiode 


werbsbeschränkung aus überwiegen- 
den Gründen der Gesamtwirtsdiaft 
und des Gemeinwohls gerechtfertigt 
erscheint; § 8 Abs. 2 gilt entspre- 
chend. Die Erlaubnis soll nicht erteilt 
werden, wenn der gleiche Erfolg auch 
durch einen Vertrag oder Beschluß 
nach § 8 Abs. 1 erreicht werden kann. 

(8) Die Erlaubnis kann mit Beschränkungen, 
Bedingungen und Auflagen verbunden werden. 
Ist die Erlaubnis nur nach Absatz 7 erteilt wor- 
den, so kann sie auch befristet oder unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden, wenn 
der Zusammenschluß ohne volks- oder betriebs- 
wirtschaftliche Schäden wieder aufgelöst wer- 
den kann; nach Ablauf der Befristung oder 
nach Widerruf der Erlaubnis ist der Zusam- 
menschluß aufzulösen. Die Erlaubnis ist zu wi- 
derrufen, wenn die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 7 nicht mehr vorliegen. 

§ 23 a 

(1) Die Kartellbehörde hat durch eine Ver- 
fügung die Unzulässigkeit eines Zusammen- 
schlusses von Unternehmen festzustellen und 
die Auflösung des Zusammenschlusses (Ent- 
flechtung) anzuordnen, wenn sie feststellt, daß 

1. ein Zusammenschluß nach § 23 Abs, 1 
und 2 ohne Anzeige oder trotz Wider- 
spruchs und Nichterteilung der Er- 
laubnis vollzogen worden ist 

oder 

2. die Erlaubnis nach § 23 Abs. 6 oder 7 
durch Drohung oder durch vorsätzlich 
oder fahrlässig falsche oder unvoll- 
ständige Tatsachenangaben durch 
einen Antragsteller selbst oder mit 
dessen Wissen durch einen Dritten 
herbeigeführt worden ist 

oder 

3. die am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen oder eines von ihnen 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Be- 
schränkung, Bedingung oder Auflage 
gemäß § 23 Abs. 8 Satz 1 zuwider- 
handeln 

oder 

4. in den Fällen des § 23 Abs. 8 Satz 2 
die Befristung abgelaufen oder die Er- 
laubnis widerrufen ist, ohne daß der 
Zusammenschluß von den beteiligten 
Unternehmen aufgelöst wird, 

oder 

5. die am Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen wiederholt gegen § 22 
Abs. 4 vorsätzlich oder fahrlässig ver- 
stoßen haben, nachdem wegen min- 
destens eines Verstoßes eine unan- 
fechtbar gewordene Verfügung oder 


ein Bußgeldbescheid der Kartellbe- 
hörde ergangen war, 

6. der Zusammenschluß oder die Art sei- 
ner Durchführung die von der Bun- 
desrepublik Deutschland in zwischen- 
staatlichen Abkommen anerkannten 
Grundsätze über den Verkehr mit 
Waren oder gewerblichen Leistungen 
verletzt. 

Einer Anordnung der Kartellbehörde nach 
Satz 1 Nr. 1 bis 5 steht die Verhängung einer 
Geldbuße nicht entgegen. 

(2) Von einer Verfügung nach Absatz 1 kann 
die Kartellbehörde absehen, wenn 

1. im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 
die Voraussetzungen für die Erteilung 
der Erlaubnis nach § 23 Abs. 6 ge- 
geben sind und eine Geldbuße gemäß 
§ 38 Abs. 1 bis 6 verhängt wird 

oder 

2. im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 bis 6 
andere Maßnahmen der Kartellbe- 
hörde, insbesondere die Verhängung 
von Geldbußen, ausreichend erschei- 
nen oder sonst das Absehen von der 
Entflechtung durch überwiegende 
Gründe des Gemeinwohls gerechtfer- 
tigt erscheint. 

(3) Ist die Verfügung nach Absatz 1 Satz 1 
unanfechtbar geworden, so fordert die Kartell- 
behörde die beteiligten Unternehmen auf, un- 
verzüglich zu erklären, ob sie bereit sind, den 
Zusammenschluß freiwillig zu entflechten und 
die dazu erforderlichen Maßnahmen unverzüg- 
lich einzuleiten. Die Aufforderung muß die An- 
drohung enthalten, daß im Weigerungsfälle die 
Zwangsmaßnahmen gemäß Absatz 4 ergriffen 
werden. 

(4) Die Zwangsweise Entflechtung des Zu- 
sammenschlußes erfolgt, wenn die beteiligten 
Unternehmen keine, eine verneinende oder ein- 
schränkende Erklärung nach Absatz 3 abgeben 
oder ihrer Erklärung nicht in angemessener Zeit 
nachkommen oder sonst die Entflechtung schuld- 
haft verschleppen. Zum Zwecke der zwangswei- 
sen Entflechtung hat die Kartellbehörde alle 
Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich sind, 
um die völlige rechtliche und wirtschaftliche 
Selbständigkeit der zusammengeschlossenen 
Unternehmen wiederherzustellen. Unter meh- 
reren Maßnahmen hat die Kartellbehörde 
diejenigen zu wählen, die mit dem gering- 
sten Aufwand und der geringsten Belastung 
für die Beteiligten am schnellsten zum 
Ziele führen. Die Kartellbehörde kann insbe- 
sondere 

1. durch einmalige oder mehrfache Fest- 
setzung eines Zwangsgeldes von 
3000 Deutsche Mark bis zu 100 000 
Deutsche Mark die zur Entflechtung 
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Verpflichteten dazu anhalten, daß sie 
unverzüglich die erforderlichen Maß- 
nahmen ergreifen, 

2. durch besondere Anordnung das 
Stimmrecht aus Anteilsrechten jeder 
Art aussetzen oder bestimmen, daß 
das Stimmrecht nur mit Erlaubnis der 
Kartellbehörde ausgeübt werden 
kann, 

3. einen Treuhänder bestellen, der für 
die zur Entflechtung Verpflichteten 
die erforderlichen Willenserklärun- 
gen abzugeben und die erforderlichen 
tatsächlichen Handlungen vorzuneh- 
men hat; hierbei ist zu bestimmen, in 
welchem Umfang während der Dauer 
der Treuhänderschaft die Rechte der 
Betroffenen ruhen; für das Rechtsver- 
hältnis zwischen dem Treuhänder und 
dem Verpflichteten sind §§ 664, 666 
bis 670 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechend anzuwenden; der Treu- 
händer kann von dem Verpflichteten 
eine angemessene Vergütung bean- 
spruchen. 

§ 23 b 

Ist eine Verfügung nach § 23 a Abs. 1 Satz 1 
ergangen und unanfechtbar geworden, so kann 
jeder, der an Rechtsgeschäften der in § 23 
Abs. 2 bezeichneten Art beteiligt ist, das da- 
durch begründete Rechtsverhältnis mit soforti- 
ger Wirkung kündigen. Ferner kann jeder am 
Zusammenschluß Beteiligte von den übrigen Be- 
teiligten Ersatz des Schadens verlangen, den er 
dadurch erleidet, daß er auf die Zulässigkeit des 
Zusammenschlusses vertraut hat, jedoch nicht 
über den Betrag des Interesses hinaus, welches 
er an der Aufrechterhaltung des Zusammen- 
schlußes hat. Zu Schadenersatz sind nur die- 
jenigen Beteiligten verpflichtet, denen bekannt 
oder infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt 
war, daß für den Zusammenschluß die Voraus- 
setzungen für eine Verfügung der Kartellbe- 
hörde gemäß § 23 a Abs. 1 gegeben waren. Die 
Schadenersatzpflicht tritt nicht ein, wenn dem 
Geschädigten bekannt oder infolge grober Fahr- 
lässigkeit unbekannt war, daß für den Zusam- 
menschluß die Voraussetzungen für eine Ver- 
fügung der Kartellbehörde gemäß § 23 a Abs. 1 
gegeben waren. 

§ 24 

(1) Im Mißbrauchsverfahren nach § 22 

Abs. 5 und § 22 a Abs. 1 sowie im Erlaubnis- 
verfahren nach § 23 Abs. 5 Satz 2 hat die Kar- 
tellbehörde mit den Beteiligten eine mündliche 
und öffentliche Verhandlung über den bean- 
standeten Mißbrauch oder über den beabsich- 
tigten Zusammenschluß durchzuführen. 

(2) Im Widerspruchsverfahren nach § 23 
Abs. 4, Abs. 5 Satz 1 kann die Kartellbehörde 


mit den Beteiligten eine mündliche und öffent- 
liche Verhandlung über den beabsichtigten Zu- 
sammenschluß durchführen." 

11. § 25 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Unternehmen und Vereinigungen von 
Unternehmen dürfen auf andere Unternehmen 
und Vereinigungen von Unternehmen weder 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen oder sonsti- 
gen Druck noch Zwang ausüben, um sie zu ver- 
anlassen, 

1. einen Vertrag oder Beschluß im Sinne 
der §§ 2 bis 8, 16, 29, 99 Abs. 2, § 100 
Abs. 1 und 7, §§ 102 und 103 abzu- 
schließen, zu fassen oder beizutreten 
oder 

2. sich mit anderen Unternehmen im 
Sinne des § 23 zusammenzuschließen 
oder 

3. in der Absicht, den Wettbewerb zu 
beschränken, sich im Markt gleich- 
förmig zu verhalten." 

12. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Vereinigungen von Unternehmen im 
Sinne der §§ 1 bis 8, 99 Abs. 2, § 100 Abs. 1 
und 7, §§ 102 und 103 und Unternehmen, die 
Preise nach §§ 16, 100 Abs. 3 oder § 103 Abs. 1 
Nr. 3 binden, dürfen Dritte unmittelbar cxler 
mittelbar weder unbillig behindern noch ohne 
sachlich gerechtfertigten Grund unterschiedlich 
behandeln." 

13. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

(1) Eine Ordnungswidrigkeit begeht, wer 

1. sich vorsätzlich oder leichtfertig über 
die Unwirksamkeit eines Vertrages 
oder Beschlusses hinwegsetzt, der 
nach den §§ 1, 15, 20 Abs. 1, §§ 21, 
100 Abs. 1 Satz 3, § 103 Abs. 2 oder 
§ 106 unwirksam ist; 

2. sich vorsätzlich oder fahrlässig über 
die Unwirksamkeit eines Vertrages 
oder Beschlusses hinwegsetzt, den 
die Kartellbehörde nach § 12 Abs. 2 
Nr. 3, § 17 Abs. 1, §§ 18, 22 Abs. 5, 
§ 102 Abs. 2 oder 3 oder § 104 Abs. 2 
Nr. 3 durch unanfechtbar gewordene 
Verfügung für unwirksam erklärt 
hat; 

3. vorsätzlich entgegen § 14 Abs. 1 
ohne Erlaubnis Sicherheiten ver- 
wertet; 

4. vorsätzlich oder fahrlässig einem 
Verbot des § 22 Abs. 4 Satz 2, des 
§ 25 oder des § 26 zuwiderhandelt; 

5. vorsätzlich oder fahrlässig einer un- 
anfechtbar gewordenen Verfügung 
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der Kartellbehörde zuwiderhandelt, 
die auf § 12 Abs. 2 Nr. 1, § 17 Abs. 1 
oder 3, §§ 18, 22 Abs. 5, §§ 27, 102 
Abs. 2 oder 3 oder § 104 Abs. 2 Nr. 1 
gestützt ist und ausdrücklich auf die 
Bußgeldbestimmungen dieses Geset- 
zes verweist; 

6. vorsätzlich oder fahrlässig einen Zu- 
sammenschluß gemäß § 23 Abs. 1 
und 2 vollzieht, 

a) ohne den beabsichtigten Zusam- 
menschluß anzuzeigen (§ 23 

Abs. 1) 

öder 

b) bevor die Widerspruchsfrist (§ 23 
Abs. 4 Nr. 1) abgelaufen ist 
oder 

c) obwohl Widerspruch erhoben 
worden ist (§ 23 Abs. 5 Satz 1) 
und die Erlaubnis nicht oder noch 
nicht erteilt worden ist (§ 23 
Abs. 6 oder 7); 

7. vorsätzlich oder fahrlässig einen Zu- 
sammenschluß entgegen den Vor- 
schriften des § 23 Abs. 8 Satz 2 nach 
Ablauf der Befristung oder nach 
Widerruf der Erlaubnis nicht wieder 
auflöst; 

8. vorsätzlich oder fahrlässig unrichtige 
oder unvollständige Angaben macht 
oder benutzt, um für sich oder einen 
anderen eine Erlaubnis nach diesem 
Gesetz oder die Eintragung einer 
Wettbewerbsregel zu erlangen oder 
um die Kartellbehörde zu veranlas- 
sen, in den Fällen des § 9 Abs. 2 a 
oder des § 23 Abs. 5 Satz 1 nicht zu 
widersprechen; 

9. vorsätzlich oder fahrlässig Beschrän- 
kungen, Bedingungen oder Auflagen 
der Kartellbehörde zuwiderhandelt, 
wenn die Verfügung, die die Be- 
schränkung oder Bedingung enthält 
oder mit der die Auflage erteilt ist, 
unanfechtbar geworden ist und aus- 
drücklich auf die Bußgeldbestimmun- 
gen dieses Gesetzes verweist; 

10. vorsätzlich oder fahrlässig einer 
einstweiligen Anordnung zuwider- 
handelt, die auf § 56 oder § 63 
Abs. 3 gestützt ist und ausdrücklich 
auf die Bußgeldbestimmungen dieses 
Gesetzes verweist; 

11. vorsätzlich einem anderen einen 
wirtschaftlichen Nachteil zufügt, weil 
er Verfügungen der Kartellbehörde 
beantragt oder von den ihm nach 
§ 13 zustehenden Rechten Gebrauch 
gemacht hat. 

(2) Eine Ordnungswidrigkeit begeht ferner, 
wer vorsätzlich oder leichtfertig durch Empfeh- 


lung daran mitwirkt, daß die in Absatz 1 ge- 
nannten Ordnungswidrigkeiten begangen wer- 
den. Wer vorsätzlich oder leichtfertig Empfeh- 
lungen ausgesprochen oder befolgt hat, die eine 
Umgehung der lin diesem Gesetz ausgesproche- 
nen Verbote oder der von der Kartellbehörde 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Ver- 
fügungen durch gleichförmiges Verhalten be- 
wirkt haben, macht sich ebenfalls einer Ord- 
nungswidrigkeit schuldig. Dies gilt nicht für 
Empfehlungen von Rationalisierungsverbänden, 
die in der Rechtsverordnung gemäß § 9 Abs. 2 
Satz 3 bezeichnet sind, soweit sich diese Emp- 
fehlungen im Rahmen der satzungsmäßigen 
Aufgaben dieser Verbände halten. Sätze 1 und 2 
gelten ferner nicht für Empfehlungen, bestimmte 
Preise zu fordern oder anzubieten oder be- 
stimmte Arten der Preisfestsetzung anzuwen- 
den, die von Vereinigungen von Unternehmen 
unter Beschränkung auf den Kreis der Betei- 
ligten ausgesprochen werden, wenn 

1. dadurch wettbewerbsfördernde Bedin- 
gungen gegenüber Großunternehmen 
geschaffen werden 

und 

2. die Empfehlungen ausdrücklich als 
unverbindlich bezeichnet sind und zu 
ihrer Durchsetzung kein wirtschaft- 
licher, gesellschaftlicher oder sonsti- 
ger Druck angewendet wird. 

(3) Eine Ordnungwidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer 
Geldbuße bis zu 100 000 Deutsche 
Mark, in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 4 bis 8 bis zu 1 000 000 Deutsche 
Mark, über diese Beträge hinaus bis 
zur dreifachen Höhe des durch die Zu- 
widerhandlung erzielten Mehrerlöses, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer 
Geldbuße bis zu 30 000 Deutsche 
Mark, in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 4 bis 8 bis zu 100 000 Deutsche 
Mark, über diese Beträge hinaus bis 
zur doppelten Höhe des durch die Zu- 
widerhandlung erzielten Mehrerlöses 

geahndet werden." 

14. § 39 Abs. 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. vorsätzlich oder fahrlässig die Anmeldung 
nach § 9 Abs. 2 Satz 1, § 100 Abs. 1 Satz 2 
oder § 106 Abs. 3 nicht unverzüglich vor- 
nimmt oder dabei unrichtige oder unvoll- 
ständige Angaben macht oder sich über 
einen Widerspruch der Kartellbehörde nach 
§ 9 Abs. 2 a hinwegsetzt." 

15. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe c erhält folgende 
Fassung: 

„c) gegenüber Unternehmen und Unter- 
nehmenszusammenschlüssen gemäß § 22 
bis 24;", 
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b) in Absatz 1 Nr. 2 treten an Stelle des Semi- 
kolons die Worte „und des § 23 Abs. 7 
Nr. 2;", 

c) in Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „stellt 
die Kartellbehörde den Antrag" durdi die 
Worte „erläßt die Kartellbehörde den Buß- 
geldbesdieid" ersetzt. 

16. § 48 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 entfallen die Worte „und 
den Einsprudisabteilungen", 

b) In Absatz 3 entfallen die Worte „und die 
Einsprudisabteilungen" . 

c) In Absatz 4 Satz 1 entfallen die Worte „und 
der Einsprudisabteilungen". 

17. Hinter § 48 wird § 48 a mit folgendem Wort- 
laut eingefügt: 

.§ 48 a 

Auf der Grundlage des vom Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft gemäß § 6 des Gesetzes 
über eine Untersuchung der Konzentration in 
der Wirtschaft vom 31. Dezember 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I 1961 S. 9) erstatteten Berichts hat das 
Bundeskartellamt die Konzentration in der 
Wirtschaft ständig zu beobachten und erforder- 
lichenfalls Einzeluntersuchungen anzustellen. 
Für den Umfang der Beobachtungen und Unter- 
suchungen gilt § 1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1960 entsprechend. Zur 
Durchführung der Aufgaben nach Satz 1 stehen 
dem Bundeskartellamt außer seinen Befug- 
nissen nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
die Befugnisse nach den §§ 3 bis 5 des Gesetzes 
vom 31. Dezember 1960 zu." 

18. § 50 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Bundeskartellamt veröffentlicht 
jährlich einen Bericht über seine Tätigkeit so- 
wie über die Lage imd Entwicklung auf seinem 
Aufgabengebiet einschließlich der Ergebnisse 
seiner Beobachtungen und Untersuchungen ge- 
mäß § 48 a, insbesondere soweit es sich um 
Veränderungen gegenüber dem Bericht des 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft han- 
delt. In den Bericht sind die allgemeinen Wei- 
sungen des Bundesministers für Wirtschaft nach 
§ 49 aufzunehmen. Das Bundeskartellamt ver- 
öffentlicht ferner fortlaufend seine Verwal- 
tungsgrundsätze. " 

19. In § 51 Abs. 2 Nr. 4 werden hinter dem Komma 
die Worte eingefügt „insbesondere auch Ver- 
einigungen zur Förderung von Verbraucher- 
interessen,". 

20. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 werden die 
Worte „dem Einspruch" durch die Worte 
„der Beschwerde" ersetzt. 


b) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die 
Worte „der Einspruch" durch die Worte 
„dlie Beschwerde" ersetzt. 

c) In Absatz 2 werden die Worte „ein Ein- 
spruch" durch die Worte „eine Beschwerde" 
ersetzt. 

21. In § 53 Abs. 2 tritt an die Stelle des Punktes ein 
Semikolon und dahinter die folgenden Worte: 

„Wirtschaftskreise im Sinne dieser Vorschrift 
sind auch Vereinigungen zur Förderung von 
V erbraucherinteressen" . 


22. In § 56 erhält die Nummer 3 folgende Fassung: 

„3. eine Verfügung nach § 12 Abs. 2, § 17 
Abs. 1 oder 3, §§ 18, 22 Abs. 5, § 22 a 
Abs. 1, § 23 Abs. 5 bis 8, §§ 23 a, 27, 31 
Abs. 3, § 102 Abs. 2 oder 3 oder § 104 
Abs. 2“. 


23. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. die einen Widerspruch der Kartell- 
behörde nach § 9 Abs. 2 a enthalten,". 

b) Die Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. die nach § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2, § 17 
Abs. 1 oder 3, §§ 18, 22 Abs. 5, § 22 a 
Abs. 1, § 23 Abs. 5 bis 8, § 23 a Abs. 1, 
§§ 27, 102 Abs. 2 und 3 oder § 104 
Abs. 2 ergehen,". 

24. §§ 59 bis 61 entfallen. 


25. § 62 Abs. 1 erhält folgende Fassimg: 

„(1) Gegen Verfügungen der Kartellbehörde 
ist die Beschwerde zulässig. Sie kann auch auf 
neue Tatsachen und Beweismittel gestützt 
werden." 


26. § 63 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beschwerde hat aufschiebende Wir- 
kung, wenn die angefochtene Verfügung auf 
§ 11 Abs. 4 und 5, § 12 Abs. 2, § 17 Abs. 1, §§ 18, 
20 Abs. 3 Satz 2, § 22 Abs. 5, § 22 a Abs. 1, 
§§ 23 a, 27, 31 Abs. 3, § 102 Abs. 2 oder 3 oder 
§ 104 Abs. 2 gestützt wird." 

27. § 65 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Beschwerde ist binnen einer Frist 
von einem Monat bei der Kartellbehörde, deren 
Verfügung angefochten wird, schriftlich einzu- 
reichen. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
Verfügung der KartellbehÖrde, Es genügt, wenn 
die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem 
Beschwerdegericht eingeht." 
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28. ln § 66 Abs. 1 Nr. 3 -weiiden hinter dem Komma 
folgende Worte eingefugt: 

„insbesondere auch Vereinigungen zur Förde- 
rung von Verbraudierinteressen,". 

29. ln § 68 Abs. 1 tritt an Stelle des Pmiktes ein 
Komma und folgende Worte: 

„es sei denn, daß es sich um ein Mißbrauchs- 
verfahren nach § 22 Abs. 5, § 22 a Abs. 1 oder 
um ein Erlaübnisverfahren nach § 23 Abs. 5 
Satz 2 handelt." 

30. ln § 70 Abs. 2 Satz 1 entfallen die Worte „und 
den Einspiuchsentscheid". 

31. Im Vierten Teil des Gesetzes erhält der Zweite 
Abschnitt folgende Fassung: 

„Zweiter Abschnitt 
Bußgeldsachen 
§ 81 

Die Geldbuße wild in den Fällen der §§ 38 
bis 41 von der Kartellibehörde festgesetzt. Vor 
der Festsetzung hat die Kartellbehörde mit dem 
Betroffenen eine mündlidie und öffentliche Ver- 
handlung durchzuführen, sofern es sich um Ver- 
stöße gegen § 38 Abs, 1 Nr. 2, Nr. 4 bis 9 in 
Verbindung mit den Vorschriften über die 
marktbeherrschenden Unternehmen handelt. 

§ 82 

(1) über den Antrag des Betroffenen auf ge- 
richtliche Entscheidung entscheidet das Ober- 
landesgericht, in dessen Bezirk die Kartell- 
behöide ihren Sitz hat; das gleiche gilt für die 
richterlichen Entscheidungen aufgrund des § 42 
des Gesetzes über Oidnungswidrigkeiten; die 
in § 42 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten vorgesehene Beschwerde 
ist nicht zulässig. 

(2) Die mündliche Verhandlung findet außer 
in den Fällen des § 55 Abs. 3 Satz 1 des Ge- 
setz^ über Oidnungswidrigkeiten auch in den 
Fällen des § 81 Salz 2 statt. Bei jeder mündlidien 
Verhandlung ist die Anwesenheit eines Vertre- 
ters der Kartellbehörde notwendig. 

§ 83 

über die Rechtsbeschwerde entscheidet der 
Bundesgerichtshof. Die Staatsanwaltschaft ist 
an dem Verfahren nicht beteiligt. Das Gericht, 
dessen Entscheidung angefochten wird, leitet 
nach Eingang der Beschwerdebegründung, in 
Ermangelung einer solchen nach Ablauf der in 
§ 56 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten bestimmten Frist unverzüglich die 
Akten dem Bundesgerichtshof zu. 


§ 84 

(1) Der Vertretene, der nach § 42 neben dem 
Betroffenen für Geldbußen und Kosten haftet, 
ist Verfahrensbeteiligter mit denselben Rechten 
wie der Betroffene. Vertretern der von dem 
Verfahren berührten Wirtschaftskreise, ein- 
schließlich der Vereinigimgen zur Vertretung 
von Verbraucherinteressen, ist im Verfahren in 
geeigneten Fällen Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. 

(2) Im gerichtlichen Verfahren hat auch die 
Kartellbehörde die Stellung eines Verfahrens- 
beteiligten. 

(3) Die gerichtlichen Entscheidungen sind den 
Verfahrensbeteiligten zuzustellen, 

§ 85 

Soweit nach § 66 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten der Bußgeldbescheid abgeändert 
oder aufgehoben werden kann, entscheidet die 
Kartellbehörde, die den Bußgeldbescheid er- 
lassen hat. Hat eine gerichtliche Nachprüfung 
stattgefunden, so entscheidet das gemäß § 82 
zuständige Oberlandesgericht. 

§ 86 

(1) Die Vollstreckung von Bußgeldbescheiden 
des Bimdeskartellamtes wird nach den Vor- 
schriften des Verwaltungs-Vollstreckungsgeset- 
zes vom 27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) 
vom Bundeskartellamt als Vollstreckungs- 
behörde durchgeführt. 

(2) Die Erzwingungshaft nach § 69 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten wird auf 
Antrag der Kartellbehörde durch das gemäß 
§ 82 zuständige Oberlandesgericht angeordnet. 

§ Ö6a 

Für die gerichtliche Überprüfung gemäß § 58 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das 
in § 82 bezeichnete Oberlandesgericht zuständig, 
über die Rechtsbeschwerde entscheidet der Bun- 
desgerichtshof." 

32. In den §<§ 92, 93 Abs. 1 heißt es jeweils an 
Stelle von „§ 81 Abs. 1" 

„§ 82 Abs. 1, § 85 Satz 2, § 86 Abs. 2 und 
§ 86 a Satz 1". 

33. In § 95 Abs. 1 Nr. 2 muß der Klammerzusatz 
lauten „(§§ 83, 86 a Satz 2)". 

34. In § 97 entfallen die Worte „auf Antrag". 

35. Hinter § 97 wird ein § 97 a mit folgendem Wort- 
laut eingefügt: 

„§ 97 a 

Soweit aufgrund dieses Gesetzes und auf- 
grund des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
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eine mündliche und öffentliche Verhandlung 
durchzuführen ist, kann die Öffentlichkeit für 
den Teil der Verhandlung ausgeschlossen wer- 
den, in dem Gegenstände behandelt werden, an 
deren Geheimhaltung ein Verfahrensbeteiligter 
ein schutzwürdiges Interesse hat." 

36. § 103 wird wie folgt geändert: 

Eingangs des Absatzes 1 tritt an die Stelle des 
Wortes „und" ein Komma sowie hinter die Zahl 
„18" folgender Zusatz: 

„und § 22 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 und 5 in Ver- 
bindung mit Abs. 5". 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Wirtsdiaft wird ermäch- 
tigt, das Gesetz gegen Wettbewerbsbesdiränkungen 
in der durch Artikel 1 geänderten Fassung mit 
neuem Datum bekanntzumadien und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlautes oder der Interpunktion zu 
beseitigen. 

Artikel 3 

Verträge und Beschlüsse gemäß § 1 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen, für die bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Kartell- 
behörde eine Erlaubnis aufgrund des § 5 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in seiner bisherigen Fassung erteilt worden 
ist, bleiben auch nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
für den Zeitraum wirksam, für den die Erlaubnis 
gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen erteilt worden war. Die 
Erlaubnis kann gemäß § 11 Abs. 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen nur verlängert 


werden, wenn die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 
und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen in der Fassung dieses Gesetzes vorliegen. 
Eine solche Verlängerung ist spätestens drei Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auch für eine 
solche Erlaubnis zu beantragen, die ohne Befristung 
gemäß § 11 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen erteilt worden ist; wird 
der Antrag innerhalb dieses Zeitraumes nicht ge- 
stellt oder die Verlängerung nicht bewilligt, so wird 
der Vertrag oder Beschluß mit Ablauf des dritten 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes unwirk- 
sam. 

Artikel 4 

Verträge und Beschlüsse gemäß § 106 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen, für die fristgemäß der Antrag auf Erteilung 
der Erlaubnis bei der Kartellbehörde gestellt wor- 
den ist, werden mit Ablauf von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes unwirksam, wenn 
nicht bis zu diesem Zeitpunkt die Erlaubnis erteilt 
worden ist. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1966, Artikel 1 
Nr. 7 und 8 am 1. Januar 1968 in Kraft. 


Bonn, den 9. Juni 1964 


Erler und Fraktion 
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